
 
 
 

 
 

 

Stellungnahme des Landesverbandes der Volkshochschulen von NRW e.V.  

zur Anhörung von Sachverständigen des Ausschusses für Kultur und Medien und des 

Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  

• „Schutz durch klare Regeln – sichere soziale Medien jetzt“ (Antrag der 

Fraktion der SPD, Drucksache 18/18065)  

in Verbindung mit  

• „Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher 

und altersgerecht gestalten“ (Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion 

BÜNDNIS/90 DIE GRÜNEN, Drucksache 18/18100) 

 
Der Landesverband der Volkshochschulen von NRW bedankt sich für die Möglichkeit, die 

Perspektive der 131 kommunalen Weiterbildungszentren auf das Thema des Kinder- und 

Jugendschutzes im digitalen Raum einbringen zu dürfen.  

Grundsätzliche Bemerkungen 

Der Landesverband begrüßt und unterstützt die Initiative, den digitalen Raum sowie die 

Nutzung sozialer Medien und digitaler Plattformen für Kinder und Jugendliche sicherer zu 

gestalten – unter anderem durch altersgerechte Anpassungen entsprechender Angebote, 

durch eine klare und praxistauglich umsetzbare Gesetzgebung auf Bundes- und EU-Ebene 

sowie durch die gezielte Förderung von Medienkompetenz. 

Die Nutzung sozialer Medien und digitaler Plattformen birgt für Kinder und Jugendliche sowohl 

Chancen als auch Risiken, die es gleichermaßen ernst zu nehmen gilt. 

Soziale Medien ermöglichen Vernetzung. Sie geben Inspiration im positiven Sinne und erfüllen 

auch eine Unterhaltungsfunktion. Sie können die Entfaltung der eigenen Persönlichkeit, 

gesellschaftliche Teilhabe und soziale Einbindung unterstützen. Sie eröffnen Zugänge zu 

diversen Hilfs- und Unterstützungsangeboten und stellen Räume für demokratische 

Beteiligung bereit. Zudem fungieren Soziale Netzwerke auch als Informationskanäle im 

aufklärerischen Sinne. 

Gleichzeitig sind Soziale Medien überwiegend rein algorithmisch gesteuert und folgen 

insbesondere kommerziellen Logiken. Nutzer*innen werden vielfach – mitunter sogar 

überwiegend - mit Inhalten konfrontiert, die sie nicht selbst ausgewählt haben. Kinder und 

Jugendliche kommen so mit teils aggressiver Dauerwerbung, mit Desinformation und auch mit 

demokratiefeindlichen, gewaltverherrlichenden und pornografischen Inhalten in Berührung. 

Hinzu kommt das Risiko, mittelbar oder unmittelbar Cybergrooming, Cybermobbing oder 

andere Formen digitaler Gewalt zu erleben. Indem die Plattformen das individuelle 

Nutzungsverhalten systematisch auswerten und erkennbare Interessen bedienen, zielen sie 

auf unreflektierte Dauernutzung ab und fördern Suchtverhalten.  

Kinder und Jugendliche, ebenso wie alle Erwachsenen, haben ein Recht auf digitale Teilhabe. 

Es ist daher notwendig, ihnen die Nutzung sozialer Medien und digitaler Plattformen zu 

ermöglichen und ihnen die Vorteile zugänglich zu machen. Zugleich gilt es, sie wirksam vor 

Gefahren zu schützen und kritische Mediennutzung sowie individuelle Widerstandskraft zu 

stärken. 
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Gesetzliche Vorgaben 

Eine klare Gesetzgebung auf Bundes- und EU-Ebene, die auch die Betreiber der Plattformen 

in die Verantwortung nimmt, ist von hoher Bedeutung. Verbindliche Regeln geben Orientierung 

und stellen eine wichtige Unterstützung bei der sicheren Nutzung Sozialer Medien dar. Ihre 

Wirksamkeit hängt entscheidend von ihrer Durchsetzbarkeit ab. Erfahrungen aus anderen 

Ländern zeigen allerdings, dass Altersbegrenzungen für die Social-Media-Nutzung nur 

begrenzt durchsetzbar sind.  

Die vorliegenden Anträge von den Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 

der SPD gehen aus Sicht des Landesverbandes in die richtige Richtung und werden vom 

Landesverband im Grundsatz unterstützt: Sie beabsichtigen, die Plattformbetreiber in die 

Pflicht zu nehmen und den Plattformbetrieb insbesondere mit Blick auf die vulnerable Gruppe 

der kindlichen und jugendlichen Nutzer*innen entlang klar gesetzte Altersgrenzen gesetzlich 

zu regulieren. Sanktionsdrohungen richten sich gegen Plattformbetreiber, die den Vorgaben 

nicht effektiv nachkommen, und nicht gegen minderjährige Nutzer*innen. 

Zudem begrüßt der Landesverband ausdrücklich das Bekenntnis zur Notwendigkeit, die 

Medienkompetenzförderung zu stärken. 

 

Alters- und zielgruppenadäquate Medienbildung unverzichtbar 

Der Landesverband ist daher der Überzeugung, dass eine sichere und souveräne 

Mediennutzung nicht ausschließlich durch Regeln gewährleistet werden kann, sondern vor 

allem durch eine bedarfs-, zielgruppen- und altersgerechte (Medien-)Bildung gesichert werden 

muss. 

Der Landesverband hält eine systematische und professionelle, alters- und bedarfsgerechte 

Medienbildung für entscheidend, und zwar sowohl für Kinder und Jugendliche als auch für 

Erwachsene. Denn Medienbildung muss im Kontext der gesamten Gesellschaft gedacht 

werden. Die Volkshochschulen in Nordrhein-Westfalen leisten dazu bereits einen wichtigen 

Beitrag. Diese bewährten Formate können ein wertvoller Ausgangspunkt für die Konzeption 

einer ganzheitlichen Medienbildungsoffensive sein. 

Medienbildung findet zu einem wesentlichen Teil im familiären Umfeld statt. Kinder und 

Jugendliche orientieren sich an den Verhaltensweisen und Haltungen ihrer nächsten 

Bezugspersonen. Es ist daher unerlässlich, dass auch Erziehungsberechtigte und Menschen 

aus dem Familienumfeld über eine ausgeprägte kritische Medienkompetenz verfügen. Nur so 

können sie jungen Menschen entsprechende Kompetenzen und Haltungen vermitteln, als 

Vorbilder fungieren und als verlässliche Ansprechpersonen in Fragen der Mediennutzung zur 

Verfügung stehen.  

Nicht selten stellen Defizite in der Medienkompetenz Erwachsener eine direkte oder indirekte 

Gefährdung für Kinder und Jugendliche dar. Direkt, indem etwa Eltern oder Großeltern Bilder 

und persönliche Details aus dem Leben von Kindern und Jugendlichen in Sozialen Medien 

öffentlich teilen, ohne die damit verbundenen Risiken zu kennen oder abzuschätzen. Oder 

indirekt, indem Kinder und Jugendliche ein solch unbedachtes Mediennutzungsverhalten 

übernehmen. Daher braucht es entsprechende Bildungs-, Sensibilisierungs- und 

Beratungsangebote für alle Altersgruppen.  



 
 
 

 
 
Erwachsene Bezugspersonen müssen die digitalen Lebenswelten junger Menschen kennen 

und verstehen. Dies gilt für Eltern, Großeltern und Erziehungsberechtigte ebenso wie für 

Lehrkräfte, Betreuer*innen und weitere pädagogische Fachkräfte.  

Der Landesverband empfiehlt dem Land NRW nachdrücklich, die Volkshochschulen im 

flächendeckenden Ausbau ihrer Medienbildung – insbesondere im Kontext der 

außerschulischen Kinder- und Jugendbildung und der Familienbildung - zu unterstützen. Der 

Ausbau und die dauerhafte Förderung kostenloser Bildungs- und Beratungsangebote in 

diesem Bereich sind unabdingbar und sollten nicht auf Projektbasis, sondern dauerhaft 

etabliert werden. 

Volkshochschulen bieten im Fachbereich Junge vhs schon heute vielfach Angebote für Kinder, 

Jugendliche und Eltern. So können beispielsweise 9- bis 14-Jährige an den Volkshochschulen 

Arnsberg/Sundern oder Kamen-Bönen einen Medienführerschein erwerben. Die vhs Rur-Eifel 

erklärt jungen Menschen, wie sie erkennen, was sie im Netz glauben können und qualifiziert 

sie so zu „Trust-Checkern“. Gaming-Nachmittage im Lerntreff der vhs Unna sind attraktiv für 

Kinder und Jugendliche, weil sie hier Medien nutzen können, die Ihnen zuhause nicht zur 

Verfügung stehen – gleichzeitig nutzen sie diese miteinander und begleitet und sind 

ansprechbar für Themen rund um die Nutzung digitaler und sozialer Medien. 

An Eltern richtet sich beispielsweise ein Angebot der vhs Mönchengladbach, das „Chatbots 

als virtuelle Freunde“ von Jugendlichen in den Blick nimmt, oder die Veranstaltungsreihen 

„Faszination Gaming: Virtuelle Abenteuer, reale Folgen: Herausforderungen und Risiken in 

digitalen Spielwelten“ – eine Kooperation der Volkshochschulen Bielefeld, Essen, Monheim 

am Rhein, Mönchengladbach und Rheinberg – sowie „Digitaler Extremismus: Scrollen in die 

Radikalisierung? Extremistische Online-Welten und ihre Wirkung auf Jugendliche“ - eine 

Kooperation der LpB NRW mit insgesamt 25 Volkshochschulen in NRW. 

Eine breit angelegte Medienbildungsoffensive, die Schule und außerschulische Lernorte 

gleichermaßen einschließt, kann an bereits vorhandene und bewährte Lernformate und an 

bereits bestehende Kooperationen anknüpfen. Volkshochschulen kooperieren neben Schulen 

vielfach mit kommunalen Einrichtungen der Jugendhilfe und weiteren Jugendhilfeträgern wie 

Kirchen, Sozialverbänden, Vereinen und Gewerkschaften, um Kinder und Jugendliche sowie 

Familien in ihrem Lebensumfeld zu adressieren. In diesem Zusammenhang spricht sich der 

Landesverband ausdrücklich für die Stärkung dieser bestehenden Strukturen aus. 

Medienkompetenz ist eine zentrale Komponente einer demokratischen Gesellschaft. Ihre volle 

Wirksamkeit entfaltet sie jedoch nur im Zusammenhang mit weiteren Zukunftskompetenzen – 

darunter kritisches Denken, Demokratiekompetenz, Datenkompetenz, Kommunikations- und 

Diskussionsfähigkeit. Diese Kompetenzen gilt es zu stärken, um Menschen zu befähigen, die 

Qualität digitalen Contents souverän zu bewerten und digitalen Überwältigungen zu 

widerstehen.  

Die Politik ist gefordert, geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen – darunter starke und 

nachhaltig finanzierte Strukturen zur Förderung von Medienbildung für alle Menschen sowie 

eine menschenzentrierte und wirksam durchsetzbare Gesetzgebung. 

Die Voraussetzung für eine lebendige, widerstandsfähige und gerechte Demokratie im 

digitalen Zeitalter liegt im Zusammenspiel dreier zentraler Komponenten: 



 
 
 

 
 

• Hochwertige, bedarfsgerechte und zielorientierte (Medien-)Bildung für alle Menschen 

– als Fundament eines selbstbestimmten und verantwortungsvollen Umgangs mit 

digitalen Medien und gesellschaftlichen Herausforderungen; 

• Eine kluge und menschenzentrierte Gesetzgebung – die den Schutz von 

Grundrechten, insbesondere von Kindern und Jugendlichen, in den Mittelpunkt stellt 

und zugleich digitale Teilhabe ermöglicht; 

• Eine konsequente Umsetzung dieser Rahmenbedingungen in der Praxis – durch 

ausreichende Ressourcen, verlässliche Strukturen und eine enge Zusammenarbeit 

zwischen Politik, Zivilgesellschaft und Bildungseinrichtungen. 
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